Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Verbesserung der deutsch-tschechischen Beziehungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag 

setzt sich mit Nachdruck dafür ein, das gutnachbarschaftliche 
Verhältnis zwischen Tschechen und Deutschen als eine der wich- 
tigsten Grundlagen für das Zusammenwachsen Europas zu ver- 
stärken, 

bedauert, daß die deutsch-tschechischen Beziehungen immer 
noch von Schatten der Vergangenheit belastet werden, 

begrüßt die Rede des tschechischen Präsidenten Vaclav Havel in 
der Karls-Universität am 17. Februar 1995, in der er fordert, daß 
das deutsch-tschechische Verhältnis verbessert werden sollte, 

begrüßt das Angebot Vaclav Havels zur Intensivierung des Dia- 
logs und der Kooperation, 

bedauert, daß das tschechische Verfassungsgericht die Benes- 
Dekrete für rechtmäßig erklärt hat, 

bekräftigt seine Haltung, daß jegliche Vertreibung von Menschen 
aus ihrer Heimat moralisch nicht gerechtfertigt werden kann, 
auch wenn wie im Falle der Benes-Dekrete ein noch größeres 
Unrecht durch den Angriff Hitler-Deutschlands auf die Tschecho- 
slowakei vorausgegangen war. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

das Angebot Vaclav Havels zu Dialog und Kooperation umzuset- 
zen und in eine neue aktive Phase der Verbesserung der deutsch- 
tschechischen Beziehungen einzutreten, 

die Ausgestaltung des deutsch-tschechoslowakischen Freund- 
schaftsvertrages von 1992 voranzutreiben und ihn an die neuen 
Beziehungen nach der Auflösung der früheren Tschechoslowakei 
anzupassen, 

das De-facto-Junktim zwischen den sudetendeutschen Entschädi- 
gungsforderungen und einer Entschädigung der tschechischen 
NS-Opfer aufzugeben, 
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ohne Vorbedingungen den Anspruch auf Entschädigung der 
tschechischen NS-Opfer anzuerkennen und diesem Personen- 
kreis ein konkretes Angebot analog den Entschädigungsregelun- 
gen mit Polen, Rußland und anderen Ländern zu unterbreiten, 

der Regierung der Tschechischen Republik das Angebot einer 
gemeinsamen Stiftung zu unterbreiten, die zukunftsgerichtet zur 
Verbesserung der deutsch-tschechischen Beziehungen tätig wer- 
den soll. 

Der Deutsche Bundestag appelliert an das Parlament und die 
Regierung der Tschechischen Republik, 

sich an einer gemeinsamen Stiftung zu beteiligen, 

ungeachtet der juristischen Wertung der Benes-Dekrete für die 
Opfer der sogenannten „wilden Vertreibung" sowie für die ent- 
eigneten noch in Tschechien lebenden Deutschen Hilfen vorzu- 
sehen, 

im Sinne der auch von ihr gewünschten Verbesserung der Koope- 
ration ihre Widerstände gegen Modelle grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit wie die EUREGIO EGERENSIS aufzugeben. 

Bonn, den 15. März 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Im Vergleich mit der Aussöhnung zwischen Deutschland und 
mittel- und osteuropäischen Staaten ist das deutsch-tschechische 
Verhältnis noch immer durch die Vergangenheit stark belastet. 

Auf den mutigen ersten Schritt zur Aussöhnung durch Vaclav 
Havel, der nach der „sanften Revolution" die Vertreibung der 
Deutschen als „ein durch nichts zu rechtfertigendes Unrecht" 
bezeichnete, erfolgte jahrelang keine adäquate deutsche Reak- 
tion. 

Die Anerkennung der deutschen Verbrechen am tschechischen 
Volk durch den nationalsozialistischen Überfall und die Beset- 
zung der Tschechoslowakei hat nicht zu einem Verzicht der Sude- 
tendeutschen auf ihre Rückgabeforderungen geführt. 

Politische Uneinsichtigkeit verhinderte die anderen Ländern 
zugestandene und auch für Tschechien gebotene Entschädigung 
der überlebenden NS-Opfer. 

Die Versöhnungsunwilligen auf beiden Seiten verhinderten bis 
heute weitreichende Schritte zur Aussöhnung. Sie bremsten die 
Verwirklichung der trotz alledem vereinbarten positiven Maßnah- 
men aus dem Deutsch-Tschechoslowakischen Freundschaftsver- 
trag. In Tschechien stand Vaclav Havel mit seiner kritischen 
Haltung zur Vertreibung, die er früher als „zutiefst unmoralisch" 
gewertet hat, ziemlich allein. In seiner jüngsten Rede hat er sich 
zwar nicht hinter die moralische, aber hinter die juristische Legali- 
tät der Benes-Dekrete gestellt. 
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Das tschechische Verfassungsgericht konnte sich nicht durchrin- 
gen, zumindest die völkerdiskriminierenden Artikel der Benes- 
Dekrete für Unrecht zu erklären. 

Die Entschädigungen der überlebenden NS-Opfer durch 
Deutschland ist seit Jahrzehnten überfällig und darf wegen des 
Alters der Betroffenen nicht länger hinausgezögert werden. Dar- 
über hinaus sollten Hilfen für die in Tschechien verbliebenen 
Deutschen angeboten werden. Um das verletzte Rechtsbewußt- 
sein auf beiden Seiten wieder herzustellen, sollte sich auch die 
tschechische Seite zu konkreten Gesten der Aussöhnung ent- 
schließen. 

Über die Hilfe für die Opfer hinaus müssen auf beiden Seiten 
zukunftsweisende Aktivitäten zur nachhaltigen Verbesserung des 
deutsch-tschechischen Verhältnisses entwickelt werden. Eine 
Stiftung, die vorrangig von Deutschland, aber auch von Tsche- 
chien getragen wird, böte vielerlei Möglichkeiten zur Intensivie- 
rung des Dialoges und der Kooperation. 
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